
Bei der vor kurzem stattgefundenen Untersuchung einer 
größeren Zahl von Mitgliederversammlungen durch Instruk­
teure des Zentralkomitees wurde bei den Beratungen über 
die Fragen des Besuches der Mitgliederversammlungen von 

den Parteisekretären mangelhafte organisations-technische 
Vorbereitungen als Ursache des schlechten Besuches ange­
führt. Die Hauptfrage ist aber die ideologische und politische 
Arbeit mit den Parteimitgliedern, denn gerade der Prak­
tizismus in manchen Mitgliederversammlungen ist nicht 
dazu angetan, das Pflichtgefühl der Parteimitglieder zu stär­
ken und ihre Verbundenheit zur Teilnahme am Kampf um 
die Durchführung der Beschlüsse der Partei zu heben.

Das Zentralkomitee fordert, daß den Mitgliederversamm­
lungen der Grundorganisationen größte Aufmerksamkeit 
geschenkt wird, um dadurch die Aktivität der Parteimit­
gliedschaft zu erhöhen, sie besser zu lenken, die Mitglieder 

besser einzusetzen und in der Arbeit zu kontrollieren. Die 
Mitgliederversammlungen müssen das hohe Niveau unserer 
Partei widerspiegeln. In den Beratungen der Parteimitglie­
der muß zu allen Zeiten zum Ausdruck kommen, daß sie 
Mitglieder der führenden Partei, der Partei der Arbeiter­
klasse sind.

Sehr oft herrscht noch ein Widerspruch zwischen der 
führenden Rolle der Partei, ihrer verantwortungsvollen 
Funktion und dem Verhalten mancher Parteimitglieder im 
Kampf für die Durchführung der Beschlüsse der Partei. Man 
muß diese Überreste des Sozialdemokratismus aus unseren 
Mitgliederversammlungen beseitigen und alle Parteimitglie­
der in dem Bewußtsein erziehen, daß jeder von uns un­
mittelbar an der Leitung des Staates, an der Führung der 
Aufgaben bei der Schaffung der Grundlagen des Sozialismus 
teilnimmt. Unsere Partei kann nicht dulden, daß ein Wider­
spruch zwischen dem Wort und der Tat besteht.

Lehren aus dem Slansky-Prozeß
Die Folgerungen, die das Zentralkomitee unserer Partei 

aus dem Beschluß „Lehren aus dem Prozeß gegen das Ver­
schwörerzentrum Slansky" zur verstärkten Wachsamkeit 
der Parteimitglieder gezogen hat, müssen jetzt, nachdem 
die Mitgliederversammlungen Stellung genommen haben, 
gründlicher und systematischer ausgewertet werden.

In vielen Mitgliederversammlungen sindParteimitglieder 
aufgetreten und haben zu ihren Fehlern Stellung genommen 

und Signale gegeben über das parteifeindliche Verhalten 
von Parteifunktionären und Parteimitgliedern. Unsere 
Partei ist eine Massenpartei und auf Grund unserer ganzen 
Entwicklung muß man damit rechnen, daß es Elemente gibt, 
die sich mit feindlichen Absichten eingeschlichen haben und 
manchmal sogar bis in die Leitungen vorgedrungen sind. Es 
ist notwendig, sie zu entlarven und zu entfernen. Vielfach 
haben die leitenden Organe die Ergebnisse der Überprüfung 
der Parteimitglieder und Kandidaten im Jahre 1951 nicht 
konsequent genug ausgewertet und betrachten manche dort 
gemachten Feststellungen nicht im Zusammenhang mit den 
Lehren und eigenen Erfahrungen, die wir aus der Aufdeckung 
und Vernichtung des Verschwörerzentrums Slansky gezogen 
haben. Es ist aber wichtig, das Urteil der Überprüfungs­
kommissionen bei der weiteren Förderung und Entwicklung 
der Parteimitglieder mit in Betracht zu ziehen. £s ist not­
wendig, die Vorschläge der Überprüfungskommissionen 
genau zu beachten und nicht zuzulassen, daß die dort 
gestellten Forderungen unberücksichtigt bleiben und formal 

behandelt werden.

Es ist Zeit, den entschlossenen Kampf für die strikte 

Einhaltung jedes Artikels des Parteistatuts zu entfalten, weil 
die Erfüllung des Statuts die notwendige Voraussetzung 
für die Hebung des Niveaus der organisatorischen Partei­
arbeit ist. Notwendig ist es, auf den Sitzungen der Partei­
leitungen der Grundorganisationen, auf den allgemeinen 
Parteimitgliedervbrsammlungen alle Fälle der Verletzung 
des Parteistatuts zu beraten, damit sie der Erziehung der 
Mitglieder und Kandidaten im Geiste der Unversöhnlichkeit 
gegenüber Verstößen gegen die Parteidisziplin dienen. 
Notwendig ist es, daß der Kampf für die Einhaltung des 

Parteistatuts von den Bezirks- und Kreisleitungen gefördert 
wird. In diesem Zusammenhang muß man dafür sorgen, 
daß der Inhalt des Parteiauftrages qualitativ verbessert und 
die Parteimitglieder in der Hauptsache beauftragt werden, 
bestimmte Aufgaben auf ideologisch-politischem Gebiet, auf 
organisatorisch-politischem Gebiet, auf dem Gebiet der 
Massenarbeit zu lösen. Das Mittel des Parteiauftrages 
gewinnt jetzt eine höhere Bedeutung, wo die Partei mit aller 
Schärfe die Organisationsfragen stellt. Gegenwärtig 
beschäftigt man das Parteimitglied hauptsächlich mit 
organisationstechnischen Fragen und sieht darin das Wesen 
des Parteiauftrages. Jetzt muß man dazu übergehen, im 
Kampf um die Verwirklichung der Beschlüsse des ZK in den 
Betrieben, Ministerien, LPG und MTS jedes Parteimitglied 
mit einem Parteiauftrag auszurüsten, der höhere Anforde­
rungen stellt und zugleich das Parteimitglied fester ver­
bindet mit dem Wesen, dem Inhalt und der Durchführung 
der Beschlüsse des ZK.

Zur Arbeit mit den Kandidaten
Die Hebung der Kampfkraft der Partei erfordert die 

qualitative Verbesserung der Zusammensetzung der Partei. 
Die gegenwärtige Zusammensetzung der Kandidaten 
garantiert noch nicht, daß in absehbarer Zeit der Anteil 
der Produktionsarbeiter, der Landarbeiter und Mitglieder 
der Produktionsgenossenschaften die soziale Zusammen­
setzung der Parteimitglieder so verändern wird, daß sie 
dem Beschluß der II. Parteikonferenz entspricht, in dem 
es heißt:

„Zur Veränderung der altersmäßigen und sozialen 

Zusammensetzung der Partei sollen mehr Aktivisten, 
Landarbeiter, werktätige Bauern, junge bewährte Ar­
beiter und aktive Mitglieder der FDJ als Kandidaten in 
die Partei aufgenommen werden."

Nach dem Tode des Genossen Stalin bewiesen viele 
zehntausende Verpflichtungen von Arbeitern, Land­
arbeitern, Produktionsgenossenschaftsbauern, Angehörigen 
der Intelligenz die tiefe Verbundenheit der Volksmassen 
zu ihrem großen Lehrmeister, Genossen Stalin und viele 
Tausende Werktätige stellten den Antrag, in die Partei als 
Kandidat aufgenommen zu werden. Die Parteileitungen 
haben richtig gehandelt, daß sie den Angestellten im Gegen­
satz zu den Arbeitern, Genossenschaftsbauern, Landarbei­
tern und Angehörigen der Intelligenz vorgeschlagen haben, 
sich aktiv in einer Massenorganisation und in der Natio­
nalen Front des demokratischen Deutschland zu betätigen 
und ihnen erklärt haben, warum sie gegenwärtig nicht als 
Kandidat in die Partei aufgenommen werden können.

In der Arbeit mit den Kandidaten zeigen sich im all­
gemeinen in der Partei eine Reihe ernster Schwächen. Es
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